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Novellierung des LPVG NW

Auf  der  außerordentlichen  Personal-
versammlung  am  28.02.2007  wurde  die 
anstehende Novellierung des LPVG durch 
die  beiden  Referenten,  Herren 
Dr. Wolfgang Üllenberg-van Dawen (DGB-
Regionsvorsitzender)  und  Klaus  Böhme 
(Geschäftsführer  der  Personalräte-
konferenz  Hochschulen  NRW)  in 
plastischer Weise dargestellt.

Demnach  fällt  zukünftig  ein  Großteil  der 
Mitbestimmungsrechte  des  Personalrats 
weg. Im Alltag hätte dies zur Folge, dass 
die  Arbeitgeber  und  Vorgesetzten  so 
ziemlich  alles  bis  hin  zur  Privatisierung 
machen  könnten,  ohne  dass  die 
Beschäftigtenrechte  vertreten  werden 
können. 
Außerdem sollen die Freistellungen massiv 
reduziert  werden.  Für  die  Uniklinik 
bedeutet  das  ungefähr  die  Hälfte  der 
Freistellungen, somit hätte der Personalrat 
nur noch die Hälfte der Zeit für Beratungen 
zur Verfügung.

Der  Personaldezernent,  Herr  Dr.  Kranz, 
nahm  in  der  Personalversammlung 
ebenfalls  Stellung.  Obschon  er  einen 
engagierten  und  konstruktiven  Dialog  mit 
dem Personalrat eingestand, outete er sich 
als  Unterstützer  der  Novellierung,  denn 
unser  Krankenhaus  müsse  mit  den 
umliegenden Krankenhäusern konkurrenz-
fähig bleiben.

Er  erklärte,  dass  die  Dienststelle  zum 
geplanten  Gesetzentwurf  schriftlich 
Stellung genommen hat. 
Herr Dr. Kranz versprach aber, dass sich 
trotz  einer  Novellierung  bei  uns  nichts 
ändern würde.

Warum dann eine Novellierung, wenn sich 
das alte Landespersonalvertretungsgesetz 
bewährt hat?

Die  Beschäftigten  haben  sich  selbst  ein 
Bild  von  der  geplanten  Novellierung 
gemacht  und  verabschiedeten  mit  sehr 
großer  Mehrheit  die  umstehende 
Resolution.
Die Resolution wurde zwischenzeitlich vom 
Personalrat  an  den  Ministerpräsidenten 
des Landes NRW, Jürgen Rüttgers, sowie 
nachrichtlich  an  alle  Kölner  Landtags-
abgeordneten,  an  die  Fraktions-
vorsitzenden  und  die  Gewerkschaften 
geschickt.

Darüber hinaus hat der Personalrat Herrn 
Dr. Kranz im Rahmen der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit  um  Überlassung  der 
erwähnten Stellungnahme gebeten.

Wir  werden  über  dieses  Thema  weiter 
berichten.



Resolution

anlässlich der außerordentlichen Personalversammlung am 28.02.2007
Uniklinik Köln

Hände weg von der Mitbestimmung

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Rüttgers,

die Beschäftigten der Uniklinik Köln verurteilen die geplante Abschaffung der Mitbestimmung 
und die damit verbundenen gravierenden Einschränkungen der Rechte der Beschäftigten 
durch die geplante Novellierung des LPVG.
Die Landesregierung will offensichtlich Personalräte entmündigen, um den Stellenabbau und 
Privatisierung ohne kritische Begleitung umzusetzen.
Mit der geplanten LPVG Novellierung wird der Eindruck erweckt, Personalräte gehen 
willkürlich mit dem Recht der Mitbestimmung um.
Das ist falsch, denn es stärkt den Betriebsfrieden, wenn Personalräte in die Entwicklungen 
eines Unternehmens mit einbezogen werden.
Veränderungen von Arbeitsabläufen und Organisationsstrukturen führen unter Einbeziehung 
der Beschäftigten und ihrer Interessensvertreter zu positiven Ergebnissen.
Umstrukturierungsprozesse erfordern auch zukünftig starke und qualifizierte 
Interessensvertreter ohne Verlust der Mitbestimmungs- und Informationsrechte.
Wir fordern Sie als Ministerpräsident auf, sich für den Erhalt der betrieblichen Demokratie 
und den Mitbestimmungsrechten im öffentlichen Dienst einzusetzen.
Wir fordern Sie auf, umgehend mit Gewerkschaft und Interessensvertretern in einen 
konstruktiven Dialog einzutreten.

Köln, den 28. Februar 2007

gez. Anheier
Personalratsvorsitzender
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